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Vorwort Vorwort  
 

Vorwort 
 

Gegenstand dieser Darlegung ist das geltende Bayerische Kommunalrecht in dem 
Umfang, wie es dem Studenten in der Ersten Juristischen Staatsprüfung und dem 
Rechtsreferendar in der Zweiten Juristischen Staatsprüfung abverlangt wird. Dabei 
wurde dem Umstand Rechnung getragen, dass es sich beim Kommunalrecht um einen 
vielgestaltigen Rechtsbereich handelt, der zu außerordentlich vielen anderen Rechts-
materien Bezüge aufweist. Aus diesem Grund gibt es kaum einen Examenstermin, in 
dem nicht kommunalrechtliche Fragestellungen zu erörtern wären. Wer diese Ab-
handlung durcharbeitet, wird demzufolge auch seine Kenntnisse im Deutschen und 
Bayerischen Verfassungsrecht, insbesondere im Staatsorganisationsrecht, im Verfassungs- 
prozess- und Verwaltungsprozessrecht, im allgemeinen Verwaltungsrecht, im Baupla-
nungsrecht und im allgemeinen Sicherheitsrecht vertiefen, da es Ziel des Autors war, 
die Verknüpfungen des Kommunalrechts – insbesondere durch zahlreiche Beispiele, die 
meist der Rechtsprechung entnommen wurden – herauszustellen. Wenn sich der Autor 
gelegentlich wiederholt, so ist dies durchaus beabsichtigt, da dem Buch eine Art Wen-
deltreppenprinzip zugrunde liegt. Besonderer Wert wurde auch auf die Darstellung der 
Rechtsfolgen fehlerhaften kommunalen Handelns sowie der richtigen Rechtsbehelfe 
hiergegen gelegt. 

Obschon sich das Buch in erster Linie an den Lernenden richtet, wird auch der 
Praktiker, der sich in das Kommunalrecht einzuarbeiten hat, durch die Lektüre einen 
ersten Überblick gewinnen; die zahlreichen Fundstellen ermöglichen eine weiterge-
hende Beschäftigung mit den interessierenden Fragestellungen. Überhaupt wurde von 
dem Instrument der Fußnote großer Gebrauch gemacht; zum einen als Fundstelle oder 
Beleg, zum anderen als texterweiternde Anmerkung. Diese Anmerkungen müssen vom 
Lernenden bei der erstmaligen Lektüre nicht unbedingt gelesen werden. Oftmals sind 
es aber gerade sie, die zum Verständnis des Kommunalrechts wesentlich beitragen und 
den Bezug zu anderen Rechtsbereichen herstellen oder vertiefen werden. 

Der Examensrelevanz gemäß wurde auf die Darstellung des Finanzrechts weitgehend 
verzichtet, das Abgabenwesen wurde – obwohl nicht mehr Prüfungsstoff – in seinen 
wesentlichen Grundzügen abgehandelt. Aus dem Bereich der Gemeindewirtschaft, die 
ebenfalls nicht Prüfungsgegenstand ist, wurde nur der Rechtsbereich der Gemeindli-
chen Unternehmen skizziert, was aber insbesondere zur abgerundeten Darstellung des 
Themenkomplexes der öffentlichen Einrichtungen unerlässlich ist und allein bei der 
täglichen Lektüre der Tageszeitung von Vorteil sein wird. Dem Wesen eines einfüh-
renden Kapitels entsprechend, ist § 1 – Die kommunalen Gebietskörperschaften und 
ihr Selbstverwaltungsrecht – vor allem den theoretischen Grundlagen des Kommunal-
rechts gewidmet. Dem Studenten sei empfohlen, dieses Kapitel zunächst zu übergehen 
und mit den praktischeren und vielleicht auch anschaulicheren Darlegungen der §§ 2–
5 zu beginnen. 

Die Viertauflage wurde vollständig überarbeitet, was nicht zuletzt wegen einiger Ge-
setzesänderungen erforderlich geworden war. Zu den bereits zahlreichen zusammen- 
fassenden und erläuternden Übersichten, Schaubildern und Prüfungsschemata sind 
wiederum weitere hinzugekommen, um die visuelle Unterstützung zu vertiefen. Die 
Arbeiten wurden im Mai 2023 abgeschlossen, Rechtsprechung und Literatur sind bis 
zu diesem Zeitpunkt berücksichtigt. Das zum Zeitpunkt der Drucklegung noch nicht 
in Kraft getretene Gesetz zur Änderung des Gemeinde- und Landkreiswahlgesetzes 
und weiterer Rechtsvorschriften wurde bereits berücksichtigt. 
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Ich danke Herrn Dr. Christopher Langer, Frau Marie Bruns und Herrn Dominik 
Henn ganz besonders herzlich für zahlreiche Diskussionen und Anregungen und für 
die große Hilfe insbesondere bei der Literaturrecherche und beim Korrekturlesen. Frau 
Marie Bruns und Frau Franziska Bauer danke ich für ihren unermüdlichen Einsatz bei 
der Erstellung und nicht enden wollenden Bearbeitung der Übersichten und Schau- 
bilder. 

Kritik und Verbesserungsvorschläge sind willkommen und zu richten an: Dr. Gernot 
Lissack, Wagensonner Rechtsanwälte Partnerschaft mbB, Nymphenburger Straße 70/ 
IV, 80335 München oder per E-Mail an gernot.lissack@wagensonner.com. 
 
München, im Mai 2023 Gernot Lissack 
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